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Seit mehr als einem halben Jahrhundert sind Abmahnungen fester Be-

standteil der alltäglichen Praxis im gewerblichen Rechtsschutz. Während 
im Bereich der gewerblichen Schutzrechte bis heute kein Bedarf für eine 
gesetzliche Regelung gesehen worden ist, bemüht sich der Gesetzgeber 
im Lauterkeitsrecht seit Jahrzehnten um die Lösung eines grundlegenden 
Konflikts, der mit dem dem deutschen Recht zugrunde liegenden System 
der privatautonomen Wettbewerbskontrolle verbunden ist: Die Marktteil-
nehmer, die die Durchsetzung des Lauterkeitsrechts vorrangig selbst 
übernehmen sollen, sollen einerseits nicht auf ihren dafür aufgewandten 
Kosten sitzen bleiben, sodass ein Anspruch auf Kostenerstattung grund-
sätzlich anerkannt ist. Andererseits weckt die Aussicht auf diese Kosten-
erstattung zuweilen übertriebene Begehrlichkeiten, sodass nicht wenige 
Abmahnungen eher ihretwegen als zur Durchsetzung des Lauterkeits-
rechts ausgesprochen werden, was dann als Abmahnmissbrauch wahrge-
nommen wird. 

Um dem abzuhelfen, versah der Gesetzgeber 1986 das UWG mit einer 
Regelung, die einen grundlegenden Webfehler enthielt: Rechtsfolge des 
Missbrauchs sollte die Aberkennung des Unterlassungsanspruchs sein, 
obwohl der eigentliche Missbrauch bei Abmahnungen nicht diesen, son-
dern den Kostenerstattungsanspruch betrifft. Damit werden Unterlas-
sungswillige in kostspielige Unterlassungsprozesse gezwungen, um sich 
möglichst aussichtsreich auf Abmahnmissbrauch berufen zu können. Wer 
hingegen ohnehin nicht zur Unterlassung bereit ist, hat mit dem gesetzli-
chen Missbrauchseinwand ein zusätzliches Mittel, um die Rechtsdurch-
setzung zu erschweren. 

Aus der Perspektive unterlassungswilliger, aber missbräuchlich Ab-
gemahnter bräuchte es einer Regelung, die ihnen ein gerichtliches Aner-
kenntnis des Unterlassungsanspruchs ermöglicht und zugleich alle Mög-
lichkeiten bewahrt, um sich sämtlichen Kostenerstattungsansprüchen des 
Abmahnenden zu widersetzen – allerdings gestützt nur auf den Miss-
brauchseinwand, denn für eine zusätzliche Verteidigung in der Sache hat 
der Unterlassungswillige keinen Grund. Wer hingegen nicht unterlas-
sungswillig ist, sondern sein abgemahntes Verhalten als rechtmäßig ver-
teidigen möchte, bedarf keines zusätzlichen Missbrauchseinwands. 

Mit dem am 2.12.2020 in Kraft getretenen „Gesetz zur Stärkung des 
fairen Wettbewerbs“ hat sich der Gesetzgeber zwar erneut der Bekämp-
fung des Abmahnmissbrauchs verschrieben, jedoch unterlassungswilli-
gen Abgemahnten weiterhin eine brauchbare Handhabe versagt, um sich 
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risikoarm und gezielt gegen Kostenerstattungen für missbräuchliche 
Abmahnungen stemmen zu können. Stattdessen wurde eine Reihe von 
Hemmnissen für die Durchsetzung des Lauterkeitsrechts geschaffen,  
was das System der privatautonomen Wettbewerbskontrolle insgesamt 
schwächt. Die neuen Regelungen wirken teils auch gegenläufig, etwa in-
dem einerseits eine getrennte Inanspruchnahme mehrerer für eine 
Rechtsverletzung Verantwortliche zum Missbrauch führen kann, anderer-
seits aber eine solche getrennte Inanspruchnahme in bestimmten Fall- 
gestaltungen durch Beschneidung des fliegenden Gerichtsstands er-
zwungen wird. 

Diesen bedingt tauglichen gesetzgeberischen Bemühungen stehen 
wirksame Schritte gegenüber, mit der die Rechtsprechung in jüngerer 
Zeit übertriebenen Begehrlichkeiten von Abmahnenden entgegen ge- 
treten ist. Allen voran ist dies die Möglichkeit der Zusammenfassung 
mehrerer anwaltlicher Abmahnungen zu einer gebührenrechtlichen Ab-
mahnung, sodass für eine einzelne Abmahnung nur anteilige Kosten zu  
erstatten sind. Zu nennen ist ferner die Klarstellung, dass eine mit einer 
Abmahnung bloß vorgespiegelte Klagebereitschaft, um die Abmahnkos-
ten einzutreiben, als (ggf. versuchter) Betrug strafbar sein kann. 

Der Verfasser bedankt sich beim Team des Verlags C.H.BECK, Frau 
Anna v. Bonhorst, Frau Karina Lakatos und Frau Nelly Altmeyer, für die 
immer hilfreiche Unterstützung, Herrn RiBGH Jörn Feddersen für den 
Anstoß zu diesem Projekt, den Kollegen bei GLAWE DELFS MOLL, 
insbesondere Herrn RA Stefan Labesius, für zahlreiche Anregungen, und 
seiner Familie für sehr viel Geduld. 

Als Ersttäter sei dem Verfasser die eine oder andere Unzulänglich- 
keit in der Darstellung verziehen. Hinweise auf Fehler, Verbesserungs-
vorschläge und sonstige Anregungen sind unter russlies@glawe.de will-
kommen. 

Hamburg, im Dezember 2020 Stephan Russlies 
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